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1. Bestandsaufnahme

Die Zielsetzung einer Klärung der Kompetenzgrenzen der Europäischen Union im Sinne des Subsidiaritätsprinzips macht es erforderlich, nicht nur die bestehende Aufgabensystematik des EU-Vertrages in den Blick zu nehmen. Eine Vereinfachung des europäischen Vertragswerkes ohne Neuordnung des primärrechtlichen Kompetenzgefüges, z.B. in Gestalt einer Kategorisierung entlang ausschließlicher, konkurrierender und ergänzender „Gesetzesmaterien“, ist zwar kaum denkbar.  Überdies trägt eine derartige Systematisierung der Aufgabenstrukturen sicherlich zur frühzeitigen Vermeidung von Kompetenzkonflikten bei.

Dennoch bleiben einer primärrechtlichen Differenzierung nach Politikfeldern jenseits des damit verbundenen Transparenzgewinns Grenzen gesetzt. Effektive politische Steuerung in Europa ist abhängig von dem engen Zusammenspiel zwischen Unionsebene und Mitgliedstaaten. Sie erfordert  deshalb im Regelfall Mischzuständigkeiten der verschiedenen Ebene innerhalb des jeweiligen Aufgabengebietes. 

Vor diesem Hintergrund lässt sich das Problem einer subsidiaritätsgerechten Kompetenzordnung alleine durch die Wahl eines neuen Modells für die Aufgabenverteilung nicht befriedigend lösen. Selbst die Einführung eines sachgebietsbezogenen Zuständigkeitskataloges in das Primärrecht könnte nicht verhindern, dass es auch künftig zu Kompetenzüberschneidungen zwischen der Union und den Mitgliedstaaten kommt. Damit erhält aber die Frage Schlüsselbedeutung, wie auf der Ebene der Kompetenzausübung eine „wohldosierte Europäisierung“ der jeweiligen  Aufgabenfelder sichergestellt werden kann.  Angesprochen ist damit die notwendige Reichweite und Intensität der Inanspruchnahme europäischer Handlungsbefugnisse im Rahmen der jeweiligen EU-Zuständigkeiten.

Welchen hohen Stellenwert die Entwicklung von regulativen Prinzipien und Kontrollverfahren für die Aufgabenwahrnehmung hat, belegt unter anderem die aktuelle Kritik der deutschen Länder an den Regulierungsaktivitäten der Unionsebene in einzelnen Aufgabenfeldern, wie der Agrarpolitik, der Strukturpolitik oder der Beihilfenpolitik. Obwohl die Länder auf diesen Gebieten eine Korrektur der vertraglichen Kompetenzverteilung fordern, ließen sich die dortigen Fehlentwicklungen ohne weiteres auch durch autonomieschonendere Formen der Kompetenzausübung beheben. Hier geht es nicht primär darum, dem Subsidiaritätsprinzip als Kompetenzzuweisungsregel Geltung zu verschaffen, sondern den Grundsatz der „Verhältnismäßigkeit“ europäischer Eingriffe stärker zum Tragen zum bringen.

2.
Regulative Prinzipien der Kompetenzausübung

Angesichts der funktionalen Aufgabenverteilung im EU-Verbundsystem, in dem die Unionsebene primär als Rechtsgemeinschaft besteht, die weitgehend auf die Verwaltungskapazitäten der Mitgliedstaaten und ihrer Regionen angewiesen ist, besteht eine starke gegenseitige Abhängigkeit zwischen den verschiedenen Regierungsebenen. Eine klare Aufgabentrennung zwischen ihnen ist schon deshalb nicht möglich. Die Teilung der Verantwortung für die Wahrnehmung der meisten Aufgaben ist ein wesensbestimmendes Systemmerkmal des Staatenverbundes. Eine subsidiaritätsgerechte Ausgestaltung der europäischen Kompetenzordnung ist in diesem Mischsystem von Zuständigkeiten nur möglich, wenn sich der konkrete Einsatz politischer Steuerungsinstrumente an dem Gebot wechselseitiger Autonomieschonung orientiert. Um dies zu gewährleisten und zwischen den rivalisierenden Regelungsansprüchen zu vermitteln, sollten folgende regulative Prinzipien für die Kompetenzausübung vertraglich ausgebaut werden:

-
„Bilateralisierung“ des Prinzips der Unionstreue: Das in Art. 10 EGV verankerte Prinzip der Unionstreue sollte – analog zum deutschen Grundsatz der Bundestreue – deutlicher als wechselseitige Pflicht formuliert werden und nicht einseitig auf die Verpflichtung der Mitgliedstaat zu gemeinschaftsfreundlichem Handeln abstellen. Dem vertraglichen Wortlaut dieser Bestimmung ist nicht explizit zu  entnehmen, dass daraus auch die Pflicht der Gemeinschaft zur Rücksichtnahme auf die Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten resultiert.

· Stärkung des Prinzips der Einzelermächtigung: Die primärrechtliche Ausweitung der EU-Zuständigkeiten hat inzwischen einen gewissen Sättigungsgrad erreicht. Gleichzeitig bleiben aber schleichende Kompetenzausweitungen auf sekundärrechtlichem Wege durch die funktionalen Handlungsermächtigungen der Europäischen Union möglich. Erst jüngst hat dies die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes zur Tabakwerbeverbots-Richtlinie wieder verdeutlicht.  Die „Zweckentfremdung“ von einzelnen Ermächtigungsnormen, wie Art. 95 EGV, zur Begründung von neuen Zuständigkeiten bzw. Erschließung neuer Aufgabenbereiche sollte deshalb explizit untersagt werden.  Überdies empfiehlt sich zur Stärkung des Prinzips der Einzelermächtigung eine Streichung des Art. 308 EGV. Seine Hauptanwendungsfälle lassen sich inzwischen so genau benennen, dass an seiner Stelle auch entsprechende Einzelermächtigungen in den EG-Vertrag aufgenommen werden können.

· Ergänzung  des Prinzips der Verhältnismäßigkeit: Um dem Prinzip der Verhältnismäßigkeit Nachdruck zu verschaffen, sollte eine Rangordnung beim Einsatz europäischer Politik- und Rechtsinstrumente eingeführt werden, die eine möglichst geringen Eingriffsintensität Vorrang gibt – d.h. (Rahmen)Richtlinie vor Verordnung.

Ergänzt werden sollte diese Abstufung durch die Einführung einer Normenhierarchie, die vor allem eine klare Unterscheidung zwischen Gesetzgebungsakten und Durchführungsbefugnissen auf Unionsebene unterscheidet. Als Grundregel sollte dabei gelten, dass der Verwaltungsvollzug im Regelfall bei den Mitgliedstaaten liegt und die Kommission nur in Ausnahmefällen für die Implementation zuständig ist. Soweit die Kommission heute über Exekutivbefugnisse verfügt, sollten diese abgebaut werden, gleichzeitig aber ihre Kontroll- und Sanktionsbefugnisse ausgebaut werden.

Ein dritter vielversprechender Ansatzpunkt für Reformen ist der verstärkte Einsatz von neuen autonomieschonenden Steuerungsinstrumenten, wie dem Mechanismus der offenen Koordinierung. In Ergänzung dazu müsste allerdings vertraglich klargestellt werden, dass auch dieses Verfahren nur innerhalb der bestehenden Kompetenzregelungen Anwendung finden darf. 

Viertens sollte zur Effektivierung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit überprüft werden, ob nicht auch das „Prinzip der gegenseitigen Anerkennung“ anstelle rechtlicher Harmonisierung häufiger genutzt werden kann.

-
Vertragliche Verankerung des „Prinzips ausreichend vorhandener Mittel“: Um eine exzessive Inanspruchnahme von Unionszuständigkeiten zu unterbinden, wäre zumindest denkbar, das „Prinzip ausreichend vorhandener Mittel“ neu in den Vertrag aufzunehmen. Zweck dieser Bestimmung wäre es natürlich nicht, die Finanzierung jedes europäischen Regulierungsaktes der Unionsebene anzulasten. Vielmehr könnte auf diesem Wege eine ex ante-Kontrolle von Rechtsetzungsvorschlägen gewährleistet werden, die zumindest sicherstellt, dass durch sie keine unzumutbaren finanziellen Verpflichtungen für die Mitgliedstaaten entstehen.

· Ausbau autonomer Handlungsspielräume auf subnationaler Ebene: Sofern grenzübergreifenden Problemlösungsbedarf besteht, sollte – in Abhängigkeit von den nationalen Verfassungsordnungen der Mitgliedstaaten – das Recht auf grenzüberschreitende Zusammenarbeit von Regionen vertraglich verankert werden. Gleiches gilt für den Grundsatz der kommunalen Selbstverwaltung.

3.
Institutionelle Kontroll- und Schlichtungsmechanismen für eine subsidiaritätsgerechte Kompetenzausübung

a. Ex ante-Kontrollmechanismen

-
Bereits im Zuge der Vorbereitungen des Amsterdamer Vertrages hat die Niederländische Regierung den Vorschlag eingebracht, dass der Rat regelmäßig neue Rechtsetzungsinitiativen in einer gesonderten Sitzung auf ihre Vereinbarkeit mit dem Subsidiaritätsprinzip überprüft, bevor er über die konkreten Inhalte des Vorschlages berät.

-
Ein weiterer Vorschlag, der von französischer Seite in die Verhandlungen um den Amsterdamer Vertrag eingebracht wurde, bestand darin, einen „Hohen Parlamentarischen Rat“ mit jeweils zwei Vertretern jedes nationalen Parlaments einzusetzen, um neue Rechtsetzungsvorschläge auf ihre Vereinbarkeit mit dem Subsidiaritätsprinzip zu überprüfen.

Zweckmäßiger als diese prozeduralen Optionen einer ex ante-Kontrolle, die erheblich zur Schwerfälligkeit des europäischen Rechtsetzungsverfahrens beitragen dürften, erscheinen allerdings Verfahrensmodelle für die ex post-Kontrolle einer subsidiaritätsgerechten Kompetenzausübung.

b. Ex post-Kontrollmechanismen / Schlichtung von Kompetenzkonflikten

· Bieber schlägt einen interparlamentarischen Vermittlungsausschuss vor, der sich zur Hälfte aus Mitgliedern der Parlamente der Mitgliedstaaten und aus Mitgliedern des Europäischen Parlamentes und des Rates zusammensetzt. Die Kommission nimmt an den Ausschussberatungen teil. Die Einleitung des Vermittlungsverfahrens soll bei Kompetenzstreitigkeiten zwischen Union und Mitgliedstaaten zunächst die Möglichkeit eröffnen, eine politische Einigung zu erzielen. Der Ausschuss soll dabei mit einfacher Mehrheit über das Ausmaß der von der Unionsebene beanspruchten Zuständigkeit beschließen. Gelingt binnen drei Monaten keine Einigung über einen Neuzuschnitt der Regelungsreichweite, so kann der Rechtsakt in Kraft treten. Die Mitgliedstaaten können im Anschluss daran den Europäischen Gerichtshof gemäß Art. 230 EG-Vertrag anrufen.

· Auf einen weiteren Weg der Konfliktschlichtung bei Kompetenzstreitigkeiten weist Sturm hin. In Analogie zu dem belgischen „Alarmglockenverfahren“ schlägt er vor, dass jeder Mitgliedstaat die Möglichkeit erhalten soll, das Rechtsetzungsverfahren zu unterbrechen. Nachdem die „Alarmglocke“ von diesem Mitgliedstaat geläutet wurde, könnte der Vorschlag laut Sturm ein einer Zweiten Kammer des EP, die sich aus Vertretern der nationalen Parlamente zusammensetzt, verhandelt werden, bis der Konflikt geschlichtet ist.

Beide Lösungsvorschläge zielen auf eine politische Beilegung von Kompetenzstreitigkeiten ab und haben den Vorzug, dass sie eine stärkere Einbindung der nationalen Parlamente in die Entscheidungsfindung auf europäischer Ebene gewährleisten würden.

Nicht in Frage gestellt werden sollte indessen die Rolle des Europäischen Gerichtshofes als rechtliche Letztentscheidungsinstanz bei Kompetenzkonflikten. Alternative Lösungsvorschläge, wie die Einrichtung einer eigenen Kompetenzkammer, die sich aus nationalen Verfassungsrichtern und Vertretern des EuGH zusammensetzt, bergen gegenüber dieser Lösung die Gefahr einer Vernachlässigung des Gemeinschaftsinteresses.
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